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Bundes-Gesetzblatt
Norddeutschen Bundes.

M l5.

lNki 102-) Gesetzwegen Abänderungeinzelner Bestimmungen der Zollordnungtund. der

Zollstrafgesetzgebuug.Vom 18. Mai 1868.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Königvon Preußenre

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, nach erfolgter Zustimmung
des

Feindesrathes
des DeutschenZollvereins und des DeutschenZollparlaments,

was o gt:
Vom 1. Juli 1868. ab treten folgendeAenderungen der unter den Re-

gierungender Zollvereinsstaatenvereinbarten Zollordnung und der Zollstrafgesetz-
gebung in Wirksamkeit.

§. 1.

An die Stelle des ersten Satzes im dritten Absatzedes Z. 7. der Zoll-
ordnung tritt folgendeBestimmung:

»Die.Deklarationüber Ladungen, von welchen der Eingangszollmehr
als 10 Thaler (1-7 Fl. 30 Kr.) beträgt, muß, wenn die Waaren zur
Weitersendungunter Begleitschein-Kontrolebestimmtsind, zweifachaus-

gefertigtwerden«

Z. 2.

An die Stelle des Z. 9. der Zollordnung tritt folgendeVorschrift:

«Besitztder Waarenführerkeine Frachtbriefeoder andere über seine La-

dungsprechendechpiere,oder nur solche,die zur Anfertigun einer voll-

stcmdigenDeklarationzunzureichendind, oder über deren s ichtigkeiter

Zwetfelhegt, und Ist ihm sonst die Tadung nicht genug bekannt , um die
VorgeschriebeneDeklarationzu fertigen oder fertigenzu lassen, so hat er,
Wenn Fr nicht den hochstenEingangszollzu entrichtenerbötigist, in dem

AbfertlgungspapiekeOder besondersschriftlichoder zu Protokoll zu erklä-
ren- Haße«raußerStande sei eine zuverlässigeDeklaration abzugeben,
Und hlekmtt den Antrag auf Domahmeder amtlichen Revision zu ver-

BuudesiGesktzbr.1868. 33 bin-

Ausgegebenzu Berlin den 27. Mai 1868.
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binden. Es erfolgt alsdann von Seite der ZollbehördespezielleRevision,
deren Befund der Waarenführer,welcherfür die richtigeStellung der

Ladung zur Revision haftet, mit zu unterzeichnenhat. Der Waaren-

fiihrer muß in diesemFalle sich gefallen lassen, daß die gehörigdekla-
rirten Ladungen, auch wenn sie spätereintreffen, in der Abfertigun ihm
vorgezogen werden, und daß die Ladung inzwischenauf seine osten
unter amtlicher Bewachungund Verschlussegehalten wird.

An Stelle des Waarenführersist der Waarenempfängerberech-
tigt, die Menge und Gattung (Z.,6. e. der Zollordnung) der eingegan-
genen Waaren selbstoder durch einen Bevollmächtigtenmit der Angabe,
welche Abfertigungsweisebegehrt

wird , zu deklariren, sowie eine bereits

abgegebeneDeklaration,so ange die spezielleRevision noch nicht begon-
nen hat , zu vervollständigenoder zu berichtigen,«der Waarenempfänger
haftet, wenn dies geschieht,für die Richtigkeitder von ihm ergänzten
oder berichtigtenDeklaration.«

Z. 3.

Der Z. 44. der Zollordnung hat folgendenZusatz zu erhalten:

»Die Deklaration über Waaren, welcheauf Begleitfcheinl. abgefertigt
worden sind, kann von dem Waarenempfanger am Bestimmungsorte,
insolange eine spezielleRevision noch nicht stattgefundenhat , hinsichtlich
der Gattung und des Nettogewichtsder Waaren erganzt»undberichtigt
werden. Der Waarenempfängerhaftet in diesenFalle fur die Richtig-
keit der von ihm ergänztenoder berichtigtenDeklaration--

Z. 4.

Die im §. 6(). der Zollordnung bestimmteLagegiåistfür dje in öffent-
liche Niederlagen aufgenommenenfremden unverzollten aaren wird auf fünf
Jahre verlängert.

«

s. 5.

An die Stelle des zweitenAbsatzesim S. 64. der Zollordnungtreten fol-
gende Bestimmungen:

»Ebensowird von dem Mindergewicht,welchessichbei der Abfertigung
der aus der Niederlagezur Eingangsverzollungoder zur Versendungmit

BegleitscheinabgemeldetenWaaren gegen das im Niederlageregisteran-

geschriebeneGewicht ergiebt,derEingangszollnicht erhoben, sofern anzu-

nehmen ist, daßdas MindergewichtlediglichdurchEintrocknen,Einzehren,
Verstauben, Verdunsten oder gewohnlicheLeckageentstanden sei, nament-

lich kein Grund zu dem Verdachte vorliegt, daß·ein Theil der Waaren

heimlichaus der Niederlageentfernt worden«

Z. 6.

Die Bestimmungdes Z-.5. findet auch Anwendung bei der Abfertigung
von
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von Waaren aus Privatlagern, welcheunter Mitverschlußder Zollverwaltung
stehen (§. 72. der Zollordnung).

Z. 7.

Auch in denjenigenFällen, in welchen Gewerbtreibende und Frachtführer
bei der Anmeldungan der Zollstätteverbotene oder abgabepflichtigeGegenstände
gar nicht oder m zu geringer Menge oder in einer Beschaffenheit, die eine ge-
ringere Abgabe würde begründethaben, deklariren,und deshalb die Kontrebande
oder Zolldefraudationals vollbracht angenommen wird, ist dem Angeschuldigten
der Nachweis zu gestatten,daß eine Kontrebande oder Zolldefraudation nicht habe
verübt werden können oder nicht beabsichtigtgewesensei. Wird dieser Nachweis

efi)ihrt,so tritt nur eine Ordnungsstrafevon 1 bis 10 Thalern (1 bis 15 Gul-
en em.

Z. 8.

Der gleicheNachweisist fortan überall auch in dem Falle gestattet, wenn

über verbotene oder abgabepflichtie Gegenstände,welcheaus dem Auslande ein-

gehen, vor der Anmeldungund evision bei der Zollstätte,oder wenn über der-

artige zur Durchfuhr oder zur Versendung nach einer öffentlichenNiederlage-
anstalt deklarirte oder sonst unter Zollkontrole befindlicheGegenständeauf dem

Transport eigenmächtigverfügtwird. Wird der Nachweis geführt,so tritt nur

eine Ordnungsstrafevon 1 bis 10 Thalern (1 bis 15 Gulden) ein.

Z. 9.

Mit den aus den Is. 7. und 8. sich ergebendenMaaßgabentritt das in
dem FürstenthumHohenzollerwSigmaringenerlasseneGesetz,die Bestrafungder

Zollvergehenbetreffend,vom 6. März 1840. auch für das FürstenthumHohen-
zollern-Hechingenvom 1. Juli 1868. ab in Wirksamkeit —

§. 10.

Ueber die zur Ausführun,erforderlichenBestimmungen wird von dem
Bundesrath des Zollverems Bes luß gefaßtwerden.

«

Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bundes - JnsiegeL

GegebenBerlin , den 18. Mai 1868.

(I«. s.) Wilhelm
Gr. «v. Bismarck-Schönhausen.

ask (Nk. 103.)



(Nr.103.) Vertrag zwischendem Norddeut-

schenBunde und den Vereinigten
Staaten von Amerika, betreffend
die Staatsangehörigkeitderjenigen
Personen, welche aus dem Gebiete

des einen Theils in dasjenige des

andern Theils einwandern. Vom

22. Februar 1868.

SeineMajestät der Königvon Preußen,
im Namen des NorddeutschenBundes, und

der Präsidentder VereinigtenStaaten von

Amerika, von dem Wunschegeleitet, die

StaatsangehörigkeitderjenigenPersonen zu

regeln, welche aus dem Norddeutschen
Bunde in die Vereinigten Staaten von

Amerika und aus den VereinigtenStaaten

von Amerika in das Gebiet des Norddeut-

schenBundes einwandern , habenbeschlossen,
über diesen Gegenstand zu unterhandeln
und zu diesem Behufe Bevollmächtigteer-

nannt, um eine Uebereinkunftabzuschließen,
nämlich:

Seine Majestät der König von

Preußen:

AllerhöchstihrenGeheimenLegations-
Rath Bernhard König,

und

der Präsident der Vereinigten
Staaten von Amerika:

s den außerordentlichenGesandten und

bevollmächtigtenMinister G e o r g
Ban cro ft,

welchedie folgendenArtikel vereinbart und

unterzeichnethaben:

Artikel 1.
-

Angehörigedes NorddeutschenBundes,
WelchenatukalisirteStaatsangehörigeder

VereinigtenvStaatenvon Amerika geworden
smd Und fünf Jahre lang ununterbrochen
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(Nr. 103.) Convention between the North

German Confederation and the

United states of Amerioa regard-
ing the oitizenship of those per-»
sons who emigrate from the ter-

ritory of the one party into

the territory of the other party.
Of the 22nd February 1868.

His Majesty the Ring of Prussia in

the name of the North German Con-

federation and the President of the

United states of America, led by. the

wish to regulate the eitizenship of

those persons who emigrate from the

North German Confederation to the

United states of Ameriea and from the

United states of Amerioa to the territory
of the North German Confederation,
have resolved to treat on this subject
and have for that purpose appointed
plenipotentiaries to oonelude a con-

vention, that is to say:

His Majesty the Ring
Prussia:

Bernhard König-, ijvy Conn-

oillor of Legation,

of

and

The President of the United
states of America:

George Banoroft, Envoy Extra-

ordinary and Minister Plenjpoten-
tiary from the said states near

the King of Prussia and the North

German Confederation,

who have agreed to and signed the

following artieles:

AKTICLE 1.

Citizens of the North German Con-

federation Who beoome naturalized

oitizens of the United states ofAmerioa
and shall have resided uninterruptedly



in den Vereinigten Staaten zugebracht
haben, sollenvon dem NorddeutschenBunde
als AmerikanischeAngehörigeerachtet und
als solchebehandeltwerden.

Ebenso sollen Staatsangehörigeder

VereinigtenStaaten von Amerika, welche
naturalisirte Angehörigedes Norddeutschen
Bundes geworden sind und fünf Jahre
lang in Norddeutschlandzugebrachthaben,
von den VereinigtenStaaten als Angehö-
rige des NorddeutschenBundes erachtetund
als solchebehandelt werden.

Die bloße Erklärung der Absicht,
Staatsangehörigerdes einen oder des an-

dern Theils werden zu wollen, soll in Be-

ziehung auf keinen der beiden Theile die

Wirkungder Naturalisation haben.

Artikel 2.

Ein naturalisirter Angehörigerdes einen

Theils soll bei etwaiger Rückkehrin das

Gebiet des andern Theils wegen einer ,

nach den dortigen Gesetzenmit Strafe be-

drohtenHandlung, welcheer vor seiner Aus-

wanderungverübt hat, zur Untersuchungund

Strafe gezogen werden können,sofern nicht
nachdenbezüglichenGesetzenseinesursprüng-
lichenVaterlandes Verjährungeingetretenist.

Artikel 3.

Der Vertrag zwischenden Vereinigten
Staaten von Amerika einerseits und Preu-
ßenund andern deutschenStaaten anderer-

se(»ts,wegen der in gewissenFällen zu ge-

wahrendenAuslieferungder vor der Justiz
fluchtigenVerbrecher;welcher am 16. Juni
18·52.abgeschlossenworden ist, wird hier-
mit auf alle Staaten des Norddeutschen
Bandes ausgedehnt.

Artikel 4.

Wenn ein in Amerika naturalisirter
Deutschersichwiederin Norddeutschland
niederläßtohne die Absichtnach Amerika
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within the United states five years
shall be held by the North German

Confederation to be American eitizens

and shall be treated as such.

Reciproeally: citizens of the United

States of America who become natura-

1ized citizens of the North German

Gonfederation and shall have resided

uninterruptedly within North Germany
five years shall be held by the United
states to be North German citizens

. and shall be treated as such.

The declaration of an intention to

become a citizen of the one or the

other country has not for either party
the effect of naturalization.

ARTIOLE 2.

A naturalized citizen of the one

party on return to the territory of

the other party remains liable to trial

and punishment for an- action punish-
able by the laws of his original
country and committed before his emi-

grationz saving always the limitation

established by the laws of his original
country.

AMICI-E 3.

The convention for the mutual

delivery of criminals, fugitives from

justice, in certain cases, eoncluded

between the United states on the one

part and Prussia and other states of

Germany on the other part, the six-

teenth day of June one thousand eight
hundred and fifty-two, is hereby ex-

tended to all the states of the North
German Oonfederation.

AMICI-r- 4.

If a German naturalized in America-

renews his residence in North Germany
without the intent to return to America-

l
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zurückzukehren,so soll er als auf seine
Naturalisation in den VereinigtenStaaten

Verzicht leistend,erachtet werden.

Ebenso soll ein in dem Norddeutschen
Bunde naturalisirter Amerikaner,wenn er

sich wieder in den Vereinigten Staaten

niederläßtvohnedie Absicht nach Nord-

deutschlandzurückzukehren,als auf seine
Naturalisation in NorddeutschlandVerzicht
leistenderachtet werden.

Der Verzicht auf die Rückkehrkann

als vorhandenangesehenwerden , wenn der

Naturalisirte des einen Theils sich länger
als zweiJahre in dem Gebiete des andern

Theils aufhält.
Artikel 5.

Der gegenwärtigeVertrag tritt sofort
nach dem Austausch der Ratifikationenin

Kraft und hat für zehn Jahre Gültigkeit
Wenn kein Theil dem andern sechs Mo-
nate vor dem Ablauf dieser zehn Jahre
Mittheilungvon seiner Absichtmacht, den-

selben dann aufzuheben, so soll er ferner
in Kraft bleiben bis zum Ablauf von

12 Monaten, nachdemeiner der kontrahi-
renden Theile dem andern von einer solchen
AbsichtKenntnißgegeben.

Artikel 6.

Der gegenwärtigeVertrag sollratisizirt
werden , von Seiner Majeftät dem Könige
von Preußen im Namen des Norddeutschen
Bundes und von dem Präsidentenunter

und mit Genehmigung des Senats der

VereinigtenStaaten , und die Ratifikationen
sollen zu Berlin innerhalb sechsMonaten
vom heutigenDatum ausgewechseltwerden«

» Zyr Urkund dessenhaben die Bevoll-
MachtlgtendieseUebereinkunftnnterzeichnet
und besiegelt.

Vernu, den 22. Februar1868.

Bernhard König. GeorgeBancroft.
(L«s·) (1«.s.)

he shall be held to have renouneed his

naturalization in the United states.

Reciprooally: if an Ameriean natura-

Iized in North Germany renews his

residenee in the United States without
the intent to return to North Germany
he shall be held to have renouneed
his naturalization in North Germany.

The intent not to return may he

held to exist when the person natura-

lized in the one country resides more

than two years in the other country.

Ali-Horn 5.

The present eonvention shall go
into etkect immediately on the exehange
of ratiECatiOIls Sind shall eontinue in

force for ten years. If neither party
shall have given to the other six

months previous notice of its intention

then to terminate the same , it shall

further remain in foree until the end

of twelve months after either of the

high contraeting parties shall have given
notice to the other of such intention.

Agnel-E S.

The present Convention shall he

ratiiied by His Majesty the Ring of

Prussia in the name of the North

German Oonfederation and by the Pre-
sident by and with the advioe and
oonsent of the senate of the United
states and the ratitieations shall be

exehanged at Berlin within six months
from the date here.of.

»

In faith whereof the Plenipoten-
tiaries have signed and sealed this

Convention.

Berlin the 22M of February 1868.

Bernhard König-. George Bauer-oft

(I«.s.) (1.. s.)
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Die Ratifikationssllrkundendes vorstehendenVertrages sind zu Berlin aus-

gewechseltworden.

Der im Artikel 3. des vorstehendenVertrages in Bezug genommene Ver-

trag vom 16. Juni 1852. lautet, wie folgt:

Vertrag
zwischen

Preußen und anderen Staaten des

Deutschen Bandes einerseits und

den VereinigtenStaaten Von Nord-

Amerika andererseits wegen der in

gewissenFallen zu gewahrendenAus-

lieferungder Vor der Justiz flüchtigen
Verbrechen

Vom 16. Juni 1852.

—-—---—

Da es Behufs bessererVerwaltung der

Rechtspflegeund zur Verhütungvon Ver-

bxecheninnerhalb des Gebietes und der Ge-

klshtsbarkeitder kontrahirendenTheilezweck-
maßlgbefunden worden ist, daß Indivi-
dum- welche gewisse schwere Verbrechen
begehen,und vor der Justiz flüchtiggewor-
densind, unter Umständengegenseitigaus-

geliefertwerden, auch daß die betreffenden
Verbrechennamentlich aufgezähltwerdens
Und da dle Gesetzeund VerfassungPreußens
Und der anderen DeutschenStaaten , welche
diesenVertragkontrahiren,ihnen nicht ge-
statten, ihre eigenenUnterthaneneiner aus-

wärtigenJnrlsdtktivn
"

zu überliefern,also
die Regierungder BereinigtenStaaten mit

Convention

for

the mutual delivery of elimi-

nals, fugitives from justioe, in

oertain eases, eonoluded be-

tween Prussia and other states

of the Germanio Confederation

on the one part, and the United

states on the other part.

Of the 16th June 1852.

—

whereas, it is found expedient for

the better administration of justice
and the prevention of crime, within
the territories and jurisdietion of the

parties, respeetive1y, that persons com-

mitting certain heinous crimes, being
fugitives from justice, should, under

certain eircumstanees, be reeiproeally
delivered up; nnd also to enumerate

such erimes explicitlyz and whereas
the laws and eonstitution of Prussia

and of the other German states, par-
ties to this Convention, forbid them

to surrender their own eitizens to a

foreign jurisdietion, the Government

of the United states, with a view of
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Rücksichtdarauf, daß der Vertrag unter

strenger Reziprozitätgeschlossenwird, glei-
cherweisevon jeder Verpflichtungfrei sein
soll, Bürger der VereinigtenStaaten aus-

zuliefern:so habeneinerseitsSeine Majestät
der König von Preußen,sowohl für Sich,
als im Namen Seiner Majestätdes Königs
von Sachsen, Seiner KöniglichenHoheit des

Kurfürstenvon Hessen, Seiner Königlichen
Hoheit des Großherzogsvon Hessenund bei

Rhein, Seiner KöniglichenHoheitdes Groß-

herzogsvon Sachsen-Weimar-Eisenach,Sei-

ner Hoheit des Herzogsvon Sachsen-Mei-
ningen, Seiner Hoheit des Herzogs von

Sachsen-Altenburg, Seiner Hoheit des Her-
zogs von Sachsen-Koburg-Gotha,Seiner

Hoheit des Herzogsvon Braunschweig, Sei-
ner Hoheit des Herzogsvon Anhalt-Dessau,
Seiner Hoheit des Herzogs von Anhalt-
Bernburg, Seiner Hoheit des Herzogs von

Nassau, Seiner Durchlauchtdes Fürstenvon

Schwarzburg-Rudolstadt, Seiner Durch-
laucht des Fürstenvon Schwarzburg-Son-
dershausen, Ihrer Durchlauchtder Fürstin
und Regentin von Waldeck,Seiner Durch-
laucht des Fürstenvon Reuß älterer Linie,
Seiner Durchlaucht des Fürstenvon Reuß
jüngererLinie, Seiner Durchlauchtdes Für-
sten zu Lippe, Seiner Durchlauchtdes Land-

grafenvon Hessen-Homburg,sowieder freien
Stadt Frankfurt, und andererseitsdie Ver-

einigten Staaten von Nord-Amerika, be-

schlossen, über diesenGegenstandzu verhan-
deln, und zu diesemBehufe ihre respektiven
Bevollmächtigtenernannt, um eine Ueber-

einkunst zu verhandeln und abzuschließen,
nämlich:

»

Seine Majestätder König von Preußen
in Seinem eigenen Namen sowohl-sals

Namens der anderen, oben aufgezählten
DeutschenSouveräne und der freienStadt

Frankfurt,AllerhöchstihrenMinister-Re-
stdentenbei der Regierung der Ver-

eImgtenStaaten, Friedrich Carl Jo-
seph VVU Gerolt, und der Präsident

making the Convention strietly reei-

proeal, shall be held equally free from

any obligation to surrender citizens of

the United States; therefore, on the

one part His Majesty the Ring of

Prussia, in His own name, as well

as in the name of His Majesty the

King of saxony, His Royal Highness
the Eleetor of Hesse, His Royal
Highness the Grand Duke of Hesse
and on Rhine, His Royal Highness
the Grand Duke of saxe -Weimar-

Eisenach, His Highness the Duke of

saxe-Meiningen,His Highness the Duke
of Saxe-Altenburg, His Highness the
Duke of saxe-Coburg-Gotha, His Righ-
ness the Duke of Brunswiek, His Hish-
ness the Duke of Anhalt-Dessau, His

Highness the Duke of Anhalt-Bern-

burg, His Highness the Duke of Nassau,
His serene Highness the Prinee of

Sehwarzburg-Rudolstadt, His serene

Highness the Prince of schwarzburg-
Sondershausen, Her serene Highness
the Prineess and Regent of Waldeek,
His serene Highness the Prinee of

Reuss, elder brauch, Eis Serene Righ-
ness the Prince of Reuss, junior braneh,
His Serene Highness the Prince of

Lippe-, His Serene Highness the Land-

grave of Hesse-Homburg as well as

the free eity of Franefort and on the
other part-, the United states of America,
having resolved to treat on this sub-

ject, have for that purpose appointed
their respeetive plenipotentiaries to

negotiate and eonelude a eonventionz
that is to say:

His Majesty the Ring of Prussia in

His own name as well as in the

name of the other German sovereigns
above enumerated, and the free eity
of Francfort, Frederie Charles

Joseph von Gerolt, Eis said Ma-

jesty’s Minister Resident near the

Government of the United states-,



der VereinigtenStaatenvon.Nord-Amerika
den Staats-Sekretair D a ni el W e b ste r ,

welchenach gegenseitigerMittheilungihrer
respektivenVollmachten,die folgendenAr-
tikel vereinbart unddunterzeichnethaben:

Artikel I.

Man ist dahin übereingekommen,daß
Preußen nebst den anderen Staaten des

DeutschenBundes, die in dieseUebereinkunft
mit eingeschlossensind oder die derselben
späterbeitreten mögen, und die Vereinigten
Staaten, auf gegenseitigeRequisitionen,
welcheresp. sie selbst oder ihre Gesandten,
Beamten oder Behördenerlassen, alle Jn-
dividuen der Justiz ausliefern sollen, welche
beschuldigt,das Verbrechendes Mordes,
oder eines Angriffsin mörderischerAbsicht,
oder des Seeraubes, oder der Brandstiftung,
oder des Raubes, oder der Fälschung,oder
des AusgebensfalscherDokumente, oder der

Verfertigungoder Verbreitung falschenGel-

des, — sei es gemünztesoder Papiergeld—,
oder des Defekts oder der Unterschlagung
öffentlicherGelder, innerhalb der Gerichts-
barkeit eines der beiden Theile begangenzu
haben ——’ in dem Gebiete des andern Theils
eine Zufluchtsuchenoder dort aufgefunden
werden: mit der Beschränkungjedoch,daß
dies nur auf solcheBeweise für die Straf-
barkeit geschehensoll, welchenach den Ge-

setzendes Orts, wo der Flüchtlingoder das

so beschuldigteIndividuumaufgefundenwird,
dessenVerhaftungund Stellung vor Gericht
rechtfertigenwürden,wenn das Verbrechen
oder Vergehendort begangenwäre ; und die
respektivenRichterund andere Behördender
beiden RegierungensollenMacht, Befugniß
und Autoritäthaben, auf eidlich erhärtete
Angabe einen Befehl zur Verhaftungdes

Flüchtlingsoder sobeschuldigtenJndividuums
zu erlassen, damit er vor die gedachtenRich-
ter oder anderen Behördenzu dem Zwecke
gestelltwerde , daßder Beweis für die Straf-

Bnndes-Gesetzbl. 1868.
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and the President of the United
states ofAmerica, DanielWebster,
secretary of state,

who after reoiprocal communication of
their respeotive powers, have agreed
to and signed the following articles:

Article I.·

It is agreed that Prussia and the
other states of the Germanic Con-
federation included in, or which may
hereafter accede to this Convention,
and the United States, shall, upon
mutual requisitions by them or their

Ministers, officers or authorities, re-

spectively made, deliver up to justice
all persons who, being charged with
the crime of murder, or assault with
intent to commit murder, or piracy,
or arson, or robbery, or forgery, or

the utterance of forged papers, or the

fabrication or circulation of counterfeit

money, whether coin or paper money,
or the embezzlement of public mo-

neys committed within the jurisdiction
of either party, shall seek an asylum,
or shall be found within the terri-

tories of the other: provided, that
this shall only be done upon such
evidence of criminality as, according
to the laws of the place where the

fugitive or person so eharged shall
be found, would justify his appre-
hension and commitment for trial, if
the crime or offence had there been
committed and the respective judges
and other magistrates of the two Go-
vernments shall have power, juris-
diction and authority, upon complaint
made under oath, to issue a warrant

for the apprehension of the fugitive
or person so charged, that he may be

brought before such judges or other

magistrates, respectively, to the end

that the evidence of criminality may
34



barkeit gehörtund in Erwägung gezogen
werde; und wenn bei dieser Vernehmung
der Beweis für ausreichendzur Aufrecht-
haltung der Beschuldigungerkannt wird, so
soll es die Pflicht des prüfendenRichters
oder der Behördesein, selbigenfür die be-

treffendeexekutiveBehördefestzustellen, da-

mit ein Befehl zur Auslieferungeines sol-
chenFlüchtlingserlassenwerden könne« Die

Kosten einer solchenVerhaftungnnd Aus-

lieferungsollenvon dem Theil getragenund

erstattet werden, welcherdie Requisition er-

läßt und den Flüchtlingin Empfangnimmt.

Artikel Il.

Die BestimmungendieserUebereinkunft
sollen auf jeden andern Staat des Deut-

schenBundes Anwendungfinden, der später
seinenBeitritt zu derselbenerklärt;

Artikel 111.

Keiner der kontrahirendenTheile soll
gehalten sein, in Gemäßheitder Bestim-
mungen dieser Uebereinkunftseine eigenen
Bürger oder Unterthanenauszuliefern.

Artikel IV.

Wenn ein Individuum, das eines der
in dieser UebereinkunftaufgezähltenVer-

brechenangeklagtist, ein neues Verbrechen
in dem Gebiete des Staates begangenhaben
sollte, wo es eine Zufluchtgesuchthat oder

aufgefundenwird , so soll ein solchesJn-
dividuum nicht eher in Gemäßheitder Be-

stimmungendieserUebereinkunftausgeliefert
werden, als bis dasselbevor Gericht gestellt
worden sein und die auf ein solchesneues

VerbrechengesetzteStrafe erlitten haben
oder freigesprochenworden sein wird.

Artikel V.

Die gegenwärtie Uebereinkunftsoll bis

zum 1. Januar 1 .58. in Kraft bleiben,

234

be heard and considered; and if, on

such hearing, thse evidence be deemed

sufficient to sustain the charge, it

shall be the duty of the examining
judge or ma,gistr-ate, to0 certify the

same to the proper Executive autho-

rity, that a warriant may issue for
the surrender of such fugitive. The

expense of such iapprehension and

delivery shall be borne and defrayed
by the party who makes the requi-
sition and receives the fugitive.

Article II.

The stipulations of this Conven-

tion shall be applied to any other

state of the Germanic Confederation

which may here-after deolare its ac-

cession thereto.

Article III.

None of the contracting Paktjes

shall be bound to deliver up its own

citizens or subjeots under the stipu-
lations of this Convention..-

Article IV.

Whenever any person, accused of

any of the crimes enumerated in this

"Convention, shall have committed a

new crime in the territories of the
state where he has sought an asylum,
or shall be found, such person shall
not be delivered up under the stipu-
lations of this Convention, until he
shall have been tried, and shall have
received the punishment due to such

new crime, or shall have been acquitted
thereof.

.

Ärtiole V.

· The present Convention shall cou-

tinue in force until the Pl of January-
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und wenn kein Theil dem andern sechsMo-
nate vorher Mittheilung von seiner Absicht
macht, dieselbedann aufzuheben,so soll sie
ferner in Kraft bleiben bis zu dem Ablauf
von zwölf Monaten, nachdem einer der

Höhen kontrahirendenTheile dem andern
von einer solchenAbsichtKenntnißgegeben;
wobei jeder der HohenkontrahirendenTheile
sichdas Rechtvorbehält,dem andern eine

solcheMittheilungzu jeder Zeit nach dem

Ablauf des gedachtenersten Januar 1858.
zugehenzu lassen.

Artikel VI.

. ·DiegegenwärtigeUebereinkunftsoll ra-

tifizirt werden von der PreußischenRegie-
rung und von dem Präsidentenunter und
mit der Genehmigungund Zustimmungdes
Senates der Vereinigten Staaten und die

Rattfikationensollen zu Washingtoninner-

halb sechsMonaten von dem heutigemDa-

tumsoder wo möglichfrüher, ausgewechselt
wer en.

Zu Urkund dessenhaben wir, die re-

spektivenBevollmächtigten, diese Ueberein-

kUUft unterzeichnetund hierunter unsere
Siegel beigedrückt

Jn dreifa er Aus ertigung e chehenzu

Washington,cgensechsfzehntenJgutii1852.,
im 76sten Jahre der Unabhängigkeitder

VereinigtenStaaten.

Fr. von Gerolt.

(L. s.)

Dan. Webster.
(L. s.)

1858., and if neither party shall have

given to the other six months previous
notice of its intention then to termi-

nate the same, it shall further remain

in force until the end of twelve months

after either of the high contracting par-
ties shall have given notice to the other

of such intention, each of the high
contracting parties reserving to itself

the right of giving such notice to the

other, at any time after the expiration
of the said first day of January, 1858.

Articl e VI-

The present Convention shall be

ratiiied by the Government of Prussia,
and by the President by and with the

advice and consent of the senate of

the United states, and the ratitications

shall be exchanged at Washington
within six months from the date hereof
or sooner if possib1e.

I

In faith whereof we, the respective
Plenipotentiaries, have signed this Con-
vention and have hereunto aftixed our

seals.

Done in triplicate at Washington the

sixteenth day of June, one thousand
eight hundred and fifty-two, and the

seventy—sixthyear of the Independence
of the United states. -

dan. litt-listed

(L. s.)—

Fr. von Gekolt

(L. s.)
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(Nk. 104.) Seine Majestätder König von Preußen haben im Namen
des NorddeutschenBandes

den bisherigen PreußischenKonsul Carl Ludwig Gustav Alexius
von Königslöw zu Paramaribo

zum Konsul des NorddeutschenBandes daselbstzu ernennen geruht.

Redigirt im Büreau des Bundeskqnzlers.

Berlin, gedrucktin der KöniglichenGeheimenOber-Hofbuchdruckerei
(R. v. Decker).


